
 
Kleine Anfrage 
des Abg. Merz (SPD) vom 02.02.2011 
betreffend Inklusion in der Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung 
und  
Antwort  
der Kultusministerin  
 
 
 
Die Kleine Anfrage beantworte ich - im Einvernehmen mit dem Hessischen 
Ministerium für Wissenschaft und Kunst - wie folgt: 
 
Frage 1. Welche Anstrengungen unternimmt die Landesregierung, um Lehrerinnen und 

Lehrer bereits in der ersten Phase der Ausbildung auf den in Zukunft zunehmen-
den Unterricht für Kinder mit besonderem Förderbedarf in den Regelschulen vor-
zubereiten? 

 
Fragen der "Heterogenität" und der "Inklusion" sind bereits heute fester 
Bestandteil der ersten Phase der Lehrerbildung.  
 
Die erste Phase der Lehrerbildung umfasst das Lehramtstudium an einer 
Universität oder an einer Kunst- oder Musikhochschule (§ 3 Abs. 1 Hessi-
sches Lehrerbildungsgesetz vom 29. November 2004 (HLbG - GVBl. I 
S. 330), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. Juli 2009 - GVBl. I S. 263).  
 
Die Lehrenden an den Universitäten bzw. Hochschulen sind zwar in For-
schung und Lehre frei. Von Landesseite werden jedoch Kompetenzen, die 
im Rahmen der Lehrerausbildung zu erwerben und die Grundlagen für die 
Aufgabenstellungen in der Ersten Staatsprüfung sind, festgelegt (vgl. "Ver-
ordnung zur Umsetzung des Hessischen Lehrerbildungsgesetzes (HLbG-
UVO) vom 16. März 2005). 
 
Der derzeit geltende § 1 Abs. 4 Nr. 9 HLbG-UVO legt als einer der zentra-
len Kompetenzen, die in den Grundwissenschaften zu erwerben sind, "Hete-
rogenität mit diagnostischen Mitteln erfassen und reflektieren" fest. In Nr. 
2.2 der von der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder (KMK) 
beschlossenen Standards und Kompetenzen für die Bildungswissenschaften, 
die für die Grundwissenschaften für verbindlich erklärt wurden (§ 1 Abs. 4 
a.E. HLbG-UVO), wird der Bereich "Differenzierung, Integration und För-
derung - Heterogenität und Vielfalt als Bedingungen von Schule und Unter-
richt" als ein inhaltlicher Schwerpunkt der Ausbildung festgeschrieben (An-
lage).  
 
Die Hessische Landesregierung arbeitet derzeit intensiv an dem Prozess der 
Umsetzung des "Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen" - UN-Behindertenrechtskonvention.  
 
Auch die mit der Novellierung des derzeit geltenden Hessischen Lehrerbil-
dungsgesetzes ohnehin zwingend verbundene Neufassung der HLbG-UVO, 
die derzeit in Arbeit ist, wird weiterhin Formulierungen zum Kompetenzer-
werb in Bezug auf "Heterogenität" und "Inklusion" in den Grundwissen-
schaften der Lehrerbildung beinhalten.   
 
Frage 2. Welche Anstrengungen unternimmt die Landesregierung, um die Universitäten des 

Landes personell und sächlich in die Lage zu versetzen, eine solche Ausbildung 
zum inklusiven Unterricht für Studierende aller Lehrämter zu garantieren? 

 
Die Landesfinanzierung der Arbeit der lehrerbildenden Universitäten erfolgt 
wie die aller übrigen Hochschulen des Landes im Rahmen des Hessischen 
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Hochschulpaktes über die sog. LOMZ (Leistungsorientierte Mittelzuwei-
sung).  
 
Maßgeblich für die Finanzierung ist ab dem Haushaltsjahr 2011 die Leis-
tungszahl nach Nr. 3.1 des Hochschulpaktes 2011-2015, die mit dem jewei-
ligen Clusterpreis multipliziert wird. Darüber hinaus wird im Erfolgsbudget 
der Parameter "Absolventen Männer Grundschullehramt und Sozialwesen" 
pro Absolvent mit 1.164 € prämiert.  
 
Über die hochschulinterne Zuordnung der Ressourcen entscheiden die hessi-
schen Hochschulen anhand ihrer Prioritätensetzung eigenständig. 
 
Das Hessische Kultusministerium ist bezüglich dieser Themenstellung mit 
den Zentren für Lehrerbildung im Gespräch. 
 
Frage 3. Sollen aus Sicht der Landesregierung entsprechende Studieninhalte in den Studien- 

und Prüfungsordnungen für die Lehrämter verankert werden? 
 
Entsprechende Überlegungen werden derzeit ressortübergreifend (Hessisches 
Kultusministerium, Hessisches Ministerium für Wissenschaft und Kunst) 
sowie im Dialog mit den Universitäten besprochen.  
 
Frage 4. Welche Rolle spielt die Befähigung zum inklusiven Unterricht in der Regelschule 

in der zweiten Phase der Lehrerausbildung? 
 
Während des Vorbereitungsdienstes besuchen Referendarinnen und Referen-
dare aller Lehrämter verpflichtend das bewertete Modul "Diagnostizieren, 
Fördern, Beurteilen", in dem unter anderem die unterschiedlichen Lernvor-
aussetzungen, Entwicklungsstände, Lernpotenziale sowie Möglichkeiten der 
Lernprozessdiagnostik und der Gestaltung individueller und förderlicher 
Lernsituationen thematisiert werden.  
 
Durch Hospitationen, Videoanalysen und den regelmäßigen Austausch mit 
Referendarinnen und Referendaren anderer Lehrämter erhalten alle Lehr-
kräfte im Vorbereitungsdienst die Gelegenheit, die Erfordernisse der jeweils 
anderen Schulform und ihrer Schülerinnen und Schüler kennenzulernen. 
 
Im ebenfalls verpflichtenden Vertiefungsmodul zum Bereich "Diagnostizie-
ren, Fördern, Beurteilen"  sowie in weiteren unbewerteten Ausbildungsver-
anstaltungen erwerben die Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst Kenntnisse 
und Erfahrungen im Umgang mit heterogenen Lerngruppen sowie Kindern, 
die einen besonderen Förderbedarf aufweisen (z.B. Lese-Rechtschreib-
Schwäche, Rechenschwäche, ADHS etc.).  
 
Die Bedeutung des Erkennens von Benachteiligungen und daraus resultie-
render pädagogischer Hilfen und Präventionsmaßnahmen wird außerdem im 
Pflichtmodul "Erziehen, Beraten, Betreuen" vermittelt. 
 
Frage 5. Sollen nach Meinung der Landesregierung entsprechende Ausbildungs- und Prü-

fungsinhalte in die Ausbildung der Referendarinnen und Referendare, ggf. als ei-
genständige Module, aufgenommen werden? 

 
Dies ist bereits heute der Fall. Auf die Antwort zu Frage 4 wird verwiesen.  
 
Frage 6. Welche Rolle spielt die Befähigung zum inklusiven Unterricht in der Fort- und 

Weiterbildung von bereits im Schuldienst befindlichen Lehrerinnen und Lehrern? 
 
Die Mehrzahl der bisher durchgeführten Fortbildungsveranstaltungen des 
Amtes für Lehrerbildung (AfL) zum Thema "Inklusion" war als Informati-
onsveranstaltung zur UN-Behindertenrechtskonvention mit ersten Ableitun-
gen für verschiedene Möglichkeiten der Umsetzung konzipiert.  
 
Themen waren insbesondere die veränderte Rolle als Lehrkraft, Fortbildun-
gen, die auf den Kompetenzerwerb für gelingenden inklusiven Unterricht 
zielen, beispielsweise Arbeiten im Team sowie die Förderbereiche Lernen, 
Verhalten (sozial-emotionale Entwicklung) und Sprache.  
 
Im Bereich der Unterrichtsentwicklung wird zudem der Fokus auf diagnosti-
sche Kompetenz, Umgang mit heterogenen Lerngruppen sowie didaktische 
und methodische Verfahren zur Stützung individuellen Kompetenzerwerbs 
gelegt. 
 
Differenzierte Fortbildungsbausteine zur "Inklusion" stehen im Arbeitsfeld 
Sonderpädagogische Förderung zur Verfügung. Diese bieten Unterstützung 
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für den Umgang mit Schülerinnen und Schülern mit besonderem Förderbe-
darf.  
 
Darüber hinaus führt das AfL Informationsveranstaltungen für Ausbilderin-
nen und Ausbilder, Ausbildungsbeauftragte sowie Seminarleitungen durch. 
 
Wiesbaden, 11. März 2011 

Dorothea Henzler 
 
 
 
Die Anlagen können in der Bibliothek 
des Hessischen Landtags eingesehen  
oder im Internet im Dokumentenarchiv  
(www.Hessischer-Landtag.de) abgerufen  
werden.  
 
 






























